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1. (1)Die Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Mitteilungen, Anträgen, Aufforderungen und

Benachrichtigungen sowie jeder sonstige Informationsaustausch zwischen Auftraggebern und Unternehmern

kann, sofern in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist oder der Auftraggeber nicht ausnahmsweise

anderes festlegt, wahlweise per Telefax oder elektronisch – in begründeten Ausnahmefällen auch brieflich –

erfolgen. Minder bedeutsame Mitteilungen, Aufforderungen, Benachrichtigungen und Informationen können

auch mündlich oder telefonisch übermittelt werden.

2. (2)Die zur Informationsübermittlung ausgewählten Kommunikationsmittel müssen allgemein verfügbar sein und

dürfen nicht zu Diskriminierungen führen. Bei elektronischen Kommunikationsmitteln dürfen überdies die

technischen Merkmale keinen diskriminierenden Charakter haben und die Kommunikationsmittel müssen mit

den allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informations- und Kommunikationstechnologie kompatibel sein.

3. (3)Die Zulässigkeit der Abgabe elektronischer Angebote ist möglichst frühzeitig, spätestens jedoch in den

Ausschreibungsunterlagen bekannt zu geben.

4. (4)Bei Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen und Angeboten sind diese mit einer qualifizierten

elektronischen Signatur, einem qualifizierten elektronischen Siegel oder einer Amtssignatur gemäß § 19 Abs. 1

des E-Government-Gesetzes – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, zu versehen bzw. hat die Übermittlung so zu erfolgen,

dass die Vollständigkeit, Echtheit und Unverfälschtheit der Datensätze mit einer Qualität gewährleistet ist, die mit

der Qualität einer qualifizierten elektronischen Signatur bzw. eines qualifizierten elektronischen Siegels

vergleichbar ist.

5. (5)Die gewählte Art der elektronischen Informationsübermittlung gemäß Abs. 4 hat jedenfalls sicherzustellen,

dass die Vollständigkeit, Echtheit, Unverfälschtheit und die Vertraulichkeit der übermittelten Informationen

gewährleistet ist. Die Anforderungen an die Vorrichtungen für die Entgegennahme von elektronisch

übermittelten Datensätzen im Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren müssen den Anforderungen des

Anhanges X entsprechen.

6. (6)Auftraggeber und Unternehmer haben zwingend eine Faxnummer oder eine elektronische Adresse bekannt zu

geben, an die sämtliche Unterlagen und Informationen rechtsgültig übermittelt werden können. Elektronisch

übermittelte Sendungen gelten als übermittelt, sobald ihre Daten in den elektronischen Verfügungsbereich des

Empfängers gelangt sind.

7. (7)Niederschriften, Auskunftsersuchen von Unternehmern, Auskünfte des Auftraggebers sowie sämtliche der

Vergabeentscheidung zu Grunde liegenden Erklärungen und Dokumente (zB Angebote, Nachweise) sind, sofern

sie ausschließlich in elektronischer Form erstellt bzw. übermittelt werden, in jener Form und mit jenem Inhalt, die

oder den sie zum Zeitpunkt des Verfassens oder des Absendens vom bzw. Einlangens beim Auftraggeber

aufweisen, so eindeutig zu kennzeichnen, dass ein nachträgliches Verändern des Inhaltes sowie des Zeitpunktes

des Verfassens, des Absendens vom bzw. des Einlangens beim Auftraggeber feststellbar ist.
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